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Lehrermangel
ist keine Folge
mangelhafter Ausbildung
In letzter Zeit häuft sich wieder einmal die Kritik an der
Lehrerbildung. In Wahrheit ist sie wirksamer und attraktiver
denn je. Mangelhafte Qualität der Ausbildung ist keine
Ursache für den Lehrermangel. Gastkommentar von
Bernhard Hauser und Stephanie Appius

Die Zentralbanken
haben keine Zins-Allmacht
Inflation lässt sich nicht allein mit Worten und
der Beschwörung von Wunschszenarien aus der Welt schaffen.
Die Zentralbanken müssen ihren Worten nun rasch Taten
folgen lassen, sonst verlieren sie ihre Glaubwürdigkeit.
Gastkommentar von Ernst Baltensperger

Für den Mangel an Lehrpersonen wurde in den
vergangenen Wochen unter anderem eine unge-
nügende Ausbildung verantwortlich gemacht. An-
gehende Lehrpersonen würden an Pädagogischen
Hochschulen zu wenig auf wesentliche Erforder-
nisse des Berufes vorbereitet.

Die veröffentlichtenBerichte voneinzelnen ehe-
maligen oder noch praktizierenden Lehrpersonen
habenetwas ungemeinAuthentisches.Dochwissen-
schaftliche Fakten widerlegen die Kritik.Diese Be-
funde beruhen auch auf Aussagen von Lehrperso-
nen – aber nicht von einzelnen, sondern von vielen.
Nach derReformder Lehrerbildung in der Schweiz
Anfang der 2000er Jahre haben die Pädagogischen
Hochschulen Zürich und St. Gallen – zusammen
mit der süddeutschen PH Weingarten – im Rah-
men des Projekts «Standarderreichung» erforscht,
wie gut es ihnen gelingt, zentrale Berufskompeten-
zen auszubilden.Zu diesen gehörten beispielsweise
dieBreite desRepertoires anUnterrichtsmethoden,
der Umgang mit Schülerrisiken oder das Reper-
toire anFachkenntnissen zurVermittlung vonSach-
verhalten.

Die Befunde der Untersuchung zeigten, dass
die Studierenden zwischen dem ersten und fünf-
ten Semester von anfänglich sehr geringen Kennt-
nissen auf eine solide Professionalität in diesen
Kompetenzen zulegten. Die Wirkung der Ausbil-
dung wird durch die Beurteilung von Unterrichts-
sequenzen durch Experten erhärtet. Bereits nach
zwei Berufsjahren erlangten die Junglehrperso-
nen im Durchschnitt ein ähnlich gutes Können wie
Lehrpersonen mit mehrjähriger Berufserfahrung.
Der Ausbildungserfolg, der sich in diesen Ergeb-
nissen niederschlägt, ist somit weit entfernt von der
zuweilen schlechtgeredeten und schlechtgeschrie-
benen Qualität.

Im Zentrum der Lehrerbildung steht die nach-
haltige Vermittlung der wirksamsten Kompeten-
zen, namentlich Feedback-Qualität, profundes In-
haltswissen und herausforderndes Unterrichten.

Die Inflation ist momentan ein heissesThema, nicht
zuletzt für Anleger und ihre Berater. Die Zentral-
banken haben begonnen, an ihrer Zinsschraube zu
drehen. Spekulationen darüber,wohin die Reise bei
den Zinsen geht, haben Hochkonjunktur.Dabei ist
vor einer Sicht zu warnen, die relativ verbreitet ist,
speziell bei Finanzanalysten. Sie geht von der rich-
tigen Feststellung aus, dass die Zentralbanken bei
Zinserhöhungen heute politökonomisch stark ein-
geschränkt sind, folgert daraus aber irrigerweise,
dass man deshalb bei der Zinsentwicklung Ent-
warnung geben könne: Eine lang dauernde Phase
hoher Zinsen sei kaum zu befürchten.

Die Zentralbanken könnten wegen der schwe-
ren Schuldenlast von Staaten und Privaten die Zin-
sen gar nicht allzu stark erhöhen, betont diese Sicht.
Sie würden sonst das Finanzsystem und die Real-
wirtschaft destabilisieren. Sie würden deshalb jetzt
zwar eine scharfe Inflationsbekämpfung verkün-
den, mit Zinserhöhungen letztlich dann aber nicht
allzu weit gehen.

Bei den ersten Anzeichen einer Rezession wür-
den sie ihre Politik rasch wieder korrigieren. Statt-
dessen würden sie versuchen, die Inflation mitWor-
ten und geschickter Kommunikation unter Kon-
trolle zu bringen. Gemäss NZZ vom 28. Juli geht
die Mehrzahl der Investoren heute davon aus, dass
der US-Leitzins in den nächsten sechs Monaten
bei knapp über 3 Prozent seinen höchstenWert er-
reichen und danach eher wieder fallen wird. Für
Europa sind die Erwartungen deutlich geringer.

Ich teile die Meinung, dass die Zentralbanken
ihre Geldpolitik wegen der immensen Verschul-
dung der Gegenwart zu langsam und zu zaghaft
straffen werden. Ich habe seit Jahren darauf hin-
gewiesen – nicht zuletzt in dieser Zeitung –, dass
das grosse Risiko der im letzten Jahrzehnt ge-
schaffenen Liquiditätsflut und der damit verbun-
denen Tiefzinspolitik genau darin liegt, dass es
politisch extrem schwierig sein wird, diese Liqui-
dität wieder aus dem Markt zu nehmen (oder
über Verzinsung der Giroguthaben der Banken zu
immobilisieren), wenn dies aus Gründen der Infla-
tionsbekämpfung einmal nötig wird. Die dazu er-
forderlichen Zinserhöhungen würden auf grossen
Widerstand stossen. Genau an diesem Punkt ste-
hen wir heute.

Die Europäische Zentralbank (EZB), die ihre
Zinspolitik trotz europaweiter Inflation von über
8 Prozent nur quälend langsam anpasst, illustriert
diese Gefahr überdeutlich.Die US Federal Reserve
hat bisher konsequenter agiert. Doch auch sie ist,
selbst mit der jüngsten Zinserhöhung, immer noch
erst daran, ihre Zinspolitik von extrem expansiv auf
neutral umzustellen. Von eigentlicher Restriktion
kann noch nicht die Rede sein.

Die Gefahr ist auch in ihrem Fall gross, dass die
monetäre Straffung zu früh wieder abgebrochen
werden wird. Zu viele meinen auch in den USA,
das Problem sei gelöst, wenn nur einmal die Infla-
tionsraten ihren Höhepunkt erreicht hätten («War-
ten auf Peak Inflation»). Wie wenn die Teuerung
danach von selbst wieder zum Ziel von 2 Prozent
zurückkehren würde!

Weiterhin (zu) tiefe Zentralbankzinsen sind also
in der Tat wahrscheinlich, nur: Das ist leider keine

gute Nachricht.Es ist voreilig, deshalb Entwarnung
bei der Zinsentwicklung zu geben.Wir sollten uns
daran erinnern, dass die Zentralbanken keine All-
macht über die Zinsen haben. Sie können zwar den
Kurzfristzins bestimmen, aber nicht die Zinsen über
das ganze Spektrum an Fristigkeiten und Anlage-
objekten. Je länger sie trotz hoher Inflation ihren
Zentralbankzins (zu) niedrig halten, desto mehr
werden sich der Inflationsprozess und die Infla-
tionserwartungen verfestigen.

Ist das einmal geschehen, wird die Nominalver-
zinsung nicht mehr primär vom Zentralbankzins
bestimmt. Es kommt zu inflationsbedingten Zins-
aufschlägen. Diesen wohlbekannten Zusammen-
hang scheinen viele Marktkommentatoren verges-
sen zu haben. Sie sehen die Zinszukunft deshalb
viel zu rosig.

Eine Inflation,wie wir sie heute erleben, ist noch
nie allein mit Worten und der Beschwörung von
Wunschszenarien aus der Welt geschafft worden,
schon gar nicht bei einem Arbeitsmarkt, der heiss
läuft wie heute. Wenn die Zentralbanken ihren
Worten nicht Taten folgen lassen, verlieren sie am
Ende jede Glaubwürdigkeit.

Natürlich könnten die Zentralbanken versu-
chen, die ganze Zinskurve zu kontrollieren, also
auch die Langfristzinsen tief zu halten (wie die
japanische Zentralbank dies tut). Doch mit einer
restriktiven, auf die Inflationsbekämpfung ausge-
richteten Geldpolitik ist das nicht vereinbar (ge-
nauso wenig wie der Versuch der EZB, die Zins-
aufschläge für die Staatsschulden ihrer Krisenlän-
der einzugrenzen).

Je länger die Zentralbanken zaudern, desto
höher wird das Zinsniveau am Ende sein – weil
der Inflationsprozess sich dadurch verhärtet und
die inflationsbedingten Zinsaufschläge steigen und
weil die Zentralbanken am Ende dann umso stär-
ker Gegensteuer geben müssen.

Ernst Baltensperger ist emeritierter Professor für Volks-
wirtschaftslehre an der Universität Bern.

Schimpfen, trösten und disziplinieren, die von PH-
Skeptikern oft genannten notwendigen Kompeten-
zen, gehören nicht zu dieserAufzählung.Wirksame
Lehrpersonen können das zwar auch, aber weil sie
innerhalb einer Zugehörigkeit vermittelnden Be-
ziehungsgestaltung das Lernen herausfordernd und
mit motivierenden Feedbacks steuern, wird Diszi-
plinmanagement sekundär.

Im Übrigen ist das Trösten von Kindern eine
Kernkompetenz der zwischenmenschlichen Bezie-
hungsgestaltung.Wer über solche Basics nicht ver-
fügt, sollte schon gar nicht an eine PH kommen.

Dann sind Therapeuten zuständig, nicht Lehrer-
bildner. Lehrerbildung ist auch kein Kochkurs, in
welchem jeder Schritt rezeptartig zumErfolg führt.
Für angehende Lehrpersonen müssen und können
weitgehende Transfer-Fähigkeiten vorausgesetzt
werden.Da verwundert es auch nicht, dass – wie in
allen anspruchsvollen Berufen – nicht alle in glei-
chemMasse reüssieren.Deshalb wird zum Beispiel
in den ersten beiden Semestern an der PH St. Gal-
len die persönliche Eignung der Studierenden ge-
prüft. Bei einem negativen Befund werden sie für
einen anderen Berufsweg motiviert und beraten.

Die in den Zeitungen oft lauten Berichte über
Lehrpersonen, die wegen ungenügender Ausbil-
dung den Beruf verlassen, betreffen in Wirklich-
keit eine kleine Minderheit. Die meisten verlas-
sen den Lehrberuf nicht aus Überforderung, son-
dern obwohl er ihnen noch gut gefällt. Sie gehen
auf Reisen, beginnen ein Studium an einer Univer-
sität, werden Schulleiterin oder steigen temporär
wegen Elternzeit aus dem Beruf aus. Hauptmotiv
für eine Kündigung ist die Suche nach einer neuen
Herausforderung.

Beim Berufsausstieg aus Überforderung liegt
die Ursache nicht häufiger an der Ausbildung als
in anderen Berufen. Oft betrifft es Lehrpersonen,
denen ein Berufswechsel schon während der Aus-
bildung nahegelegt wurde.Teilweise liegt es auch an
überfordernden Situationen in der Praxis, auf wel-
che die PH nicht gut vorbereiten kann – wie zum
Beispiel an einem integrativen Unterricht mit deut-
lich zu vielen sehr anspruchsvollen Kindern und
viel zu wenig Ressourcen.

Heute werden hierzulande beinahe doppelt so
viele Lehrpersonen ausgebildet wie vor 15 Jahren.
Die Attraktivität der Lehrerbildung ist also gestie-
gen, und sie ist im Vergleich mit anderen Berufen
hoch. Zur laufenden Optimierung des Lehrange-
bots wurden längst funktionierende Qualitätszirkel
mit anonymen und systematischen Lehr-Feedbacks
eingerichtet.

Mangelhafte Qualität der Ausbildung kann so-
mit als Mitursache für den Lehrermangel nicht
ernsthaft herangezogen werden. Die wirksame
Arbeit an Pädagogischen Hochschulen sollte nicht
mit willkürlicher Negativkritik weitab von valider
Einschätzung diskreditiert werden.

Bernhard Hauser ist Professor an der Pädagogischen
Hochschule St. Gallen und Leiter Master Early Childhood
Studies; Stephanie Appius ist Co-Leiterin Institut Bil-
dungsevaluation, Entwicklung und Beratung.

Haben die Notenbanken politische Steuerungsfunktionen übernommen? ANTHONY ANEX / KEYSTONE

Je länger die Zentralbanken
zaudern, desto höher
wird das Zinsniveau
am Ende sein.

Dienstag, 16. August 2022 19Meinung & Debatte

Durchsuchung von Trumps Wohnräumen

Das Justizministerium muss rasch Klarheit schaffen
PETER RÁSONYI

Es ist jetzt eineWoche her, dass FBI-Beamte in die
privaten Räumlichkeiten vonDonaldTrumps Golf-
klub in Florida mit einem Durchsuchungsbefehl
eingedrungen sind und rund zwanzig Kisten mit
Dokumenten mitgenommen haben. Der Vorgang
ist in der Geschichte der amerikanischen Präsi-
dentschaft einzigartig. Entsprechend ist die Empö-
rung von Trump und seinenAnhängern schrill und
laut.DasThema beherrscht den bitteren politischen
Kampf, und das dürfte noch eineWeile so bleiben.

Trump zog denVergleich zu einer Bananenrepu-
blik. SeineAnhänger bezeichneten die vom demo-
kratischen Justizminister Merrick Garland ange-
ordnete Durchsuchung als politisch motiviert, um
Trump von einer neuen Präsidentschaftskandida-
tur abzuhalten.Die Partei stellte sich hinter ihn; ei-
nige republikanische Kongressabgeordnete riefen
zur finanziellen Austrocknung, zu «Säuberungs-
aktionen» oder gar zur Abschaffung des FBI auf.
In den sozialen Netzwerken überschlagen sich Dro-
hungenmit Gewalt gegen Sicherheitsbehörden und
Beamte oder gleich mit einem Bürgerkrieg.

Bei all derAufregung bleiben zentrale Fragen bis
heute unklar. Zwar erwirkte Justizminister Garland
am Freitag die Zustimmung Trumps zur Veröffent-
lichung des Richterentscheids, der die Hausdurch-

suchung bewilligt hatte. Daraus wird ersichtlich,
dass die Behörden nachAuffassung des Richters ge-
nügend plausible Hinweise auf mögliche Gesetzes-
verstösse hatten, zu deren Aufklärung die Durch-
suchung beitragen könnte. Betroffen sind verschie-
dene Gesetze,welche den ordentlichen Umgang mit
Regierungsdokumenten betreffen;Verstösse können
mit bis zu zehn Jahren Gefängnis geahndet werden.
Bestätigt wurde ebenfalls, dass mehrere der vom FBI
in Trumps Golfklub gefundenen Regierungsdoku-
mente offenbar als geheim klassifiziert sind.

Diese offiziellen Informationen sollten Garlands
Erklärung untermauern, dass sein Ministerium
«nichts anderes tut, als tapfer und furchtlos Recht
undOrdnung durchzusetzen».Doch damit konnte er
bisher nicht überzeugen.Die Erklärungen des Justiz-
ministeriums werfen mehr Fragen alsAntworten auf.
Warum hat Trump diese Dokumente vom Weissen
Haus überhaupt mitgenommen? Warum haben er
und seineAnwälte sie trotz monatelangenVerhand-
lungenmit demNationalarchiv und entgegen anders
lautenden Beteuerungen nicht vollständig heraus-
gerückt? Inwiefern könnte die unsachgemässe Auf-
bewahrung dieser Dokumente in Trumps Golfklub
ein nationales Sicherheitsrisiko dargestellt haben?

All diese Fragen sind offen. Noch ist nicht einmal
eindeutig klar, ob Trumps ad hoc hervorgebrachte
Behauptung stimmt, er habe alle mitgenommenen

Geheimdokumente noch rechtzeitig vor Ende sei-
ner Präsidentschaft vom Status der Geheimhaltung
entbunden;über die entsprechenden rechtlichenVer-
fahrensfragen könnten künftig nochGerichte brüten.

OhneAntworten auf diese Fragen wird eine poli-
tische Bewertung der Durchsuchungsaktion nicht
möglich sein.Diese ist aber zwingend und dringend,
denn bei der Durchsuchung der Privaträume eines
früheren Präsidenten und möglichen erneuten Prä-
sidentschaftskandidaten durch eine vom politischen
Gegner beherrschte Administration handelt es sich
ohne Zweifel um einen sehr schwerwiegendenVor-
gang. Jeder Verdacht, dass hier mit gezinkten Kar-
ten gespielt wird, wirft einen dunklen Schatten auf
die amerikanische Demokratie. Justizminister Gar-
land hat umVerständnis dafür gebeten, dass er zur
laufenden Untersuchung nicht mehr sagen könne.
Aber das reicht nicht. Je länger der Verdacht eines
politisch motivierten Übergriffs durch die Sicher-
heitsbehörden im Raum steht, desto mehr gefähr-
licher Brennstoff fliesst in den polarisierten poli-
tischen Kampf im Lande – und desto schwereren
Schaden nehmen Demokratie und Rechtsstaat.

Das Justizministeriummuss mit klaren, offiziellen
Informationen (statt an dieMedien durchgereichten
Gerüchten) darlegen,warum erhebliche Sicherheits-
interessen der USA durch Trumps unkonventionel-
len Umgang mit Regierungsdokumenten gefährdet

waren, so dass sich dieser schwere Eingriff in die
Rechte eines ehemaligen Präsidenten rechtfertigte.

Ob Garland dieser Beweis gelingt, ist erst ein-
mal abzuwarten. Es erscheint schwer vorstellbar,
dass Trump ein Interesse hatte, tatsächlich hoch-
sensible Dokumente etwa über Atomwaffen (wor-
über in den Medien bereits spekuliert wurde) als
Privatmann bei sich zu Hause zu lagern.VonTrump
bekannt ist allerdings seine übergrosse Eitelkeit,
die sich unter anderem im stolzen Vorzeigen von
Memorabilien aus seiner Präsidentenzeit äussert,
etwa von Briefen ausländischer Staatsführer. Soll-
ten sich die in seinen Privaträumen sichergestell-
ten Dokumente am Ende bloss als Exempel dieser
Kategorie entpuppen, erschiene die Angemessen-
heit der Durchsuchungsaktion zweifelhaft.

Rein juristisch könnte es sich auch dann umVer-
stösse gegen die rigidenVorschriften zurAufbewah-
rung von Regierungsdokumenten handeln.Und ja,
vor dem Gesetz sollten alle gleich sein. Doch die
Aufgabe des Justizministers ist es auch, das öffent-
liche Interesse sorgfältig abzuwägen. Mit blosser
Prinzipienreiterei liesse sich die breite Öffentlich-
keit kaum überzeugen. Trumps Anhänger fänden
damit wohl nur neue angebliche Argumente für
ihre Ablehnung des Washingtoner «Sumpfs», des
Rechtsstaats und der nationalen Sicherheitsbehör-
den. Garlands Aktion wäre kontraproduktiv.

Kampf gegen die Hitze in der Stadt

In Zürich tut sich bis jetzt zu wenig
OLIVER CAMENZIND

Dieser Sommer war brutal. Das steht schon fest,
bevor der Herbst angefangen hat. In der Zürcher
Badenerstrasse stiegen dieTemperaturenMitte Juli
bis auf 38,7 Grad – bei Windstille und im Schat-
ten notabene. Der Strassenbelag und die Haus-
fassaden dürften sich auf weit über 50 Grad auf-
geheizt haben. Das ist mehr als heiss. Das ist schon
fast lebensfeindlich.

Im «Jahrhundertsommer» 2003 sind gemäss
Bundesamt für Statistik 500 Personen in der
Schweiz wegen zu grosser Hitze gestorben. Für das
laufende Jahr liegen noch keine Zahlen vor. Aber
Abkühlung ist keine in Sicht: Laut Prognosen von
Meteo Schweiz könnte es ab 2050 jedes Jahr so
heiss werden wie 2003.

Wegen des Hitzeinseleffekts sind die Städte
von den hohen Temperaturen besonders betrof-
fen. Umso unerklärlicher ist, dass in Zürich beim
Bauen oft noch immer nur auf Beton und Asphalt
gesetzt wird.VonOerlikon bis in die Enge, vomTie-
fenbrunnen bis Albisrieden fehlt es an Grün- und
Schattenflächen – auch auf Plätzen und vor Gebäu-
den neueren Baujahrs. Das ist besonders verwun-
derlich. Der neue Teil des Kunsthauses zum Bei-
spiel wurde vor nicht einmal einem Jahr eröffnet.

Der Stararchitekt Sir David Chipperfield hat den
Gebäudekubus mehrere Meter von der Strasse zu-
rückversetzt. Das Resultat: viel heisse Luft. Der
Streifen vor demMuseum ist asphaltiert und strahlt
enorm viel Hitze ab. So wird der Platz an Sommer-
tagen zur regelrechten Hitzeinsel. Das hätte sich
mit dem Neubau ändern können.Tat es aber nicht.

Das Kunsthaus ist dabei kein Einzelfall. Beim
Eingang zum neuen Polizei- und Justizzentrum
Zürich stehen zwar ein paar Bäume. Der weit grös-
sere Teil der Fläche vor dem Haus ist aber: schwarz
und asphaltiert.Die Fassade: aus grauemBeton und
Glas. Dass es dort zum Verschmachten heiss wird:
geschenkt. Vom Hardplatz, von der Europaallee
und anderen öffentlichen Räumen fangen wir lieber
erst gar nicht an. Diese Beispiele zeigen, dass Bau-
herren – seien es Stadt, Kanton oder Private – es zu
lange versäumt haben, klimatische Veränderungen
in die Planung von Grossprojekten einzubeziehen.

Es stimmt, dass die Hitzebekämpfung in letz-
ter Zeit mehr Aufmerksamkeit bekommen hat. In
Zürich ist sie nun keinThema mehr, das nur Grüne
interessiert. Und das ist gut so. Der Leidensdruck
nimmt Jahr um Jahr zu.Anfang Juli haben ein Frei-
sinniger und ein Sozialdemokrat im Stadtparlament
vorgeschlagen, Gleisanlagen der SBB auf städti-
schem Gebiet zu begrünen. Das Postulat wurde

einstimmig angenommen. Ebenfalls von Freisinni-
gen stammt derVorstoss für mehr begrünte Dächer
über Plätzen und Innenhöfen. Dieses Postulat be-
fürwortete der Gemeinderat ebenfalls.

Es stimmt auch, dass die Hitze nicht so einfach
loszuwerden ist. In einer Stadt wie Zürich wird es
immer zu Nutzungskonflikten kommen.Bauherren
müssen clevere Kompromisse eingehen, um mög-
lichst vielen Ansprüchen gerecht zu werden. Über
Tiefgaragen zum Beispiel können keine Bäume
gepflanzt werden, weil der Platz für deren Wur-
zeln fehlt. Alle Tiefgaragen einzureissen, ist keine
Lösung. Hellere Strassenbeläge heizen sich zwar
weniger stark auf, haben aber den Nachteil, dass sie
viel Licht reflektieren. Das blendet. Für Velofahre-
rinnen eine ungünstige Voraussetzung.

Patentrezepte gibt es also keine, dazu ist die
Sache zu kompliziert.Vielmehr wird jeder Hotspot
separat überprüft werden müssen.Das ist mühselig,
braucht Phantasie und den Mut zur Improvisation.
An manchen Stellen werden Sonnenschirme wie
auf dem Sechseläutenplatz ausreichen. An ande-
ren Stellen wird es verzwickter.Dort werden unter-
schiedliche Bedürfnisse kollidieren. Es wird kom-
promissbereiteAkteure auf allen Seiten brauchen –
und Behörden, die originellenAnsätzen nicht noch
Steine in denWeg legen.

Von Oerlikon bis in die Enge
fehlt es an Grün- und
Schattenflächen – auch
auf Plätzen und vor Gebäuden
neueren Baujahrs.

Geringe Entlastung der deutschen Gasimporteure

Der hohe Gaspreis sollte die Kunden stärker treffen
MICHAEL RASCH, FRANKFURT

Für die deutschen Erdgaskunden wird der Winter
teuer – und schlimmstenfalls auch noch kalt. Der
russische Angriff auf die Ukraine und der darauf-
hin folgende Schlagabtausch desWestens mit Mos-
kau haben unter anderem zu einem starkenAnstieg
der Gaspreise geführt. Das tut vielen weh, denn in
Deutschland heizt etwa die Hälfte aller Haushalte
mit Gas, das sind knapp 20 Millionen. Aufgrund
der laufenden Verträge ist der hohe Gaspreis aber
bei vielen Konsumenten noch nicht angekommen.
Das wird sich jedoch bald ändern.Am Montag hat
das Gemeinschaftsunternehmen der Erdgasfern-
leitungsnetzbetreiber (Trading Hub Europe) mit-
geteilt, dass die ab Oktober gültige Gas-Umlage
bei 2,42 Cent pro Kilowattstunde (kWh) liegen soll.

Damit bleibt die saldierte Preisanpassung im unte-
ren Bereich der vom Bundeswirtschaftsministerium
zuvor angegebenen Spanne von 1,5 bis 5,0 Cent.Auf
Basis eines Jahresverbrauchs von 5000 kWh dürfte
gemäss Faustformel-Berechnungen von einschlägi-
genVergleichsportalen ein Single nun rund 150 Euro
und ein Paar etwa 350 Euro pro Jahr mehr zahlen
müssen; eine Familie mit Haus knapp 600 Euro (bei
20 000 kWh Verbrauch). Die Umlage, welche die
so schon sehr hohe Inflationsrate in Deutschland

nach Berechnungen von Ökonomen auf etwa 9 bis
10 Prozent gegen Jahresende treiben könnte, ist zwar
vertretbar.Doch es hätte bessere Lösungen gegeben.

Wichtig wäre vor allem eine schnelle maximale
Weitergabe des stark gestiegenen Erdgaspreises an
die Konsumenten, sowohl an Privatpersonen als
auch an Unternehmen. So liesse sich das Ziel am
besten erreichen, möglichst viel Gas zu sparen und
auf andere Energiequellen umzusteigen. Dadurch
nötige Entlastungen von Konsumenten sollten ge-
zielt erfolgen, etwa für die unteren Einkommens-
schichten, die am härtesten durch die Energiekrise
getroffen werden. Beispielsweise könnte der Staat
alle gegenwärtigen und künftigen Empfänger von
Wohngeld zusätzlich begünstigen.

Wer es sich leisten kann, sollte die Gaspreise zu
spüren bekommen, damit derMarkt insgesamt seine
Lenkungswirkung entfalten kann und imUnterneh-
menssektor nicht die Besitzer der Firmen subventio-
niert werden; das sind teilweise die Aktionäre, wie
beim Energieversorger Uniper. Bei gezielten Hilfs-
massnahmen für einzelne Gruppen wäre ein wei-
teres Entlastungspaket im Herbst nicht notwendig.

Man darf zudem nicht vergessen, dass Berlin
die Bürger bereits durch verschiedene Massnah-
men ungezielt entlastet hat, etwa mit dem Benzin-
rabatt und dem Neun-Euro-Ticket. Darüber hin-

aus ist schon lange einAnstieg desMindestlohns ab
dem 1. Oktober um satte 25 Prozent auf 12 Euro im
Vergleich zumVorjahr geplant.

Die Regierung sollte sich darauf fokussieren, das
Angebot von Erdgas und Strom zu erhöhen. Bei
Erdgas passiert einiges, doch da sind die Möglich-
keiten begrenzt. Beim Strom hätte der Staat noch
deutlich mehr Optionen. So schlägt beispielsweise
der ÖkonomVolkerWieland, der bis zum Frühjahr
noch Mitglied des deutschen Sachverständigenrats
war, vor, die drei noch laufenden Atomkraftwerke
weiter zu nutzen, die drei im vergangenen Jahr ab-
geschalteten Kernkraftwerke zu reaktivieren und
Fracking zur Gewinnung des in Deutschland ver-
fügbaren Erdgases zu genehmigen.Durch Fracking
liessen sich die russischen Importe mittelfristig er-
setzen, bis man die bestehenden Probleme bei den
erneuerbaren Energien gelöst hat.

Berlin hat also noch einige Optionen. Doch die
Regierungsparteien schauen weiterhin noch zu
stark auf ihre jeweilige Wählerklientel, anstatt das
Gesamtwohl des Landes im Blick zu haben. Die
drohende Gasmangellage imWinter, inklusive mög-
licher Blackouts bei der Stromversorgung, ist ein
realistisches Szenario. Es wäre verheerend, wenn
Erdgas aus Not rationiert werdenmüsste – und zwar
gesellschaftlich, ökonomisch und politisch.

Es wäre verheerend, wenn
Erdgas aus Not rationiert
werden müsste – und zwar
gesellschaftlich, ökonomisch
und politisch.


